[image: image1.png]









ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER

COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE 

Grenzüberschreitende Flugrettung

Anlässlich der Sitzung des Leitungsausschusses vom 25./26. Januar 2001 in Wildhaus/
St. Gallen erhielt die Kommission Kultur/Gesellschaft den Auftrag, für die grenzüberschreitende Flugrettung innerhalb der ARGE ALP ein Projekt auszuarbeiten, das den Regierungschefs vorgelegt werden kann, um diesem wichtigen Anliegen erneut Nachdruck zu verleihen.

Abklärungen mit dem einstigen Vertreter Graubündens in der von Bozen-Südtirol geleiteten Projektgruppe ergab folgende Situation: Das 1998 zwischen Bozen-Südtirol und Graubünden getroffene Abkommen funktioniert problemlos. Es basiert auf einem Staatsvertrag zwischen Italien und der Schweiz. 

Der Flugrettungsführer der ARGE ALP, in dem Flugrettungsbasen, Krankenhäuser, Adressen etc. aufgelistet sind, wird von Südtirol à jour gehalten und von den Piloten der Flugrettungs​dienste auch konsultiert. Weitere Abkommen zwischen den ARGE ALP-Mitgliedsländern sind erwünscht und erstrebenswert.

Die Situation zwischen der Schweiz und Österreich stellt sich derzeit wie folgt dar: Da die Luftho​heit generell Sache der Zentralregierungen ist, wurde zwischen der Schweiz und der Republik Österreich im Jahre 2000 ein Katastrophenhilfeabkommen abgeschlossen. Die Schweiz hat dieses Abkommen bereits ratifiziert, und auch Österreich dürfte das Abkommen bis Ende 2001 ratifiziert haben.

Die Aussprache in der Sitzung der Kommission Kultur/Gesellschaft vom 15./16. März 2001 ergab folgende Voten:

· Das Abkommen zwischen Bozen-Südtirol und Graubünden funktioniert reibungslos.

· Zwischen Bozen-Südtirol und den Provinzen Trient sowie Belluno wurden ebenfalls ent​sprechende Abkommen getroffen.

· Bozen-Südtirol wünscht auch ein Abkommen mit Tirol.

· Ein Gesuch Graubündens an die Lombardei ist seit Jahresfrist hängig.

· Graubünden wünscht ein Abkommen mit Vorarlberg und Tirol.

· Vorarlberg sieht in Bezug auf die Schweiz keinen Handlungsbedarf, da die grenzüber​schreitende Flugrettung zwischen Vorarlberg und der Schweiz seit Jahren problemlos funktioniere.

Es ist vorerst die Ratifizierung des Staatsvertrages zwischen Österreich und der Schweiz abzuwarten. Ferner ist aus Sicht der Kommission Kultur/Gesellschaft eine Expertengruppe mit Fachleuten aus den Bereichen Sanität und Verkehr sowie auch mit Juristen und Versiche​rungsfachleuten einzusetzen, um die grenzüberschreitende Flugrettung auch bei künftigen zwischenstaatlichen Abkommen betreuen zu können, denn nebst Verkehr und Sanität sind auch Fragen der Rettungskosten etc. zu lösen.

Um dieses wichtige Anliegen nicht weiter zu verzögern, stellt die Kommission Kultur/Gesell-schaft dem Leitungsausschuss der ARGE ALP zu Handen der Regierungschefs folgenden 

ANTRAG:

Inhalt: 
Förderung der grenzüberschreitenden Flugrettung mittels ziviler Luftfahrzeuge zwischen den Ländern der ARGE ALP.

Begründung:
Die Regierungschefs der ARGE ALP fassten an der Jahreskonferenz 1993 in Flims einen Beschluss zur grenzüberschreitenden Flugrettung. Dieser sieht insbesondere vor, dass Formalitäten abgebaut und auf der operativen Ebene konkrete organisatorische Absprachen getroffen wer​den sollen. In der Zwischenzeit haben die Autonome Provinz Bozen-Südtirol und der Kanton Graubünden in diesem Sinne eine Vereinbarung über die Organisation der grenzüberschreitenden Flugrettung abge​schlossen. Der Kanton Graubünden ist daran interessiert, auch mit der Lombardei und den Ländern Tirol und Vorarlberg entsprechende Ab​kommen abzuschließen. Die gleiche Interessenlage besteht zwischen der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol und dem Land Tirol. Trotz intensiver Bemühungen der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol und des Kantons Graubünden konnten bis heute keine weiteren Abkommen zur grenzüberschreitenden Flugrettung realisiert werden. Ausgehend vom Beschluss der Regie​rungschefs der ARGE ALP aus dem Jahre 1993 sind daher die Bemühungen zur Förderung der grenzüberschreitenden Flug​rettung mittels ziviler Luftfahrzeuge zu verstärken. Räumen das innerstaatliche Recht oder übergeordnete Staatsverträge den Ländern die nötigen Kompetenzen ein, sollen zwischen den be​teiligten Ländern ohne Verzug Verhandlungen über den Abschluss entsprechender Abkommen aufgenommen werden.


Sind einzelne Länder der ARGE ALP aufgrund des innerstaatli​chen Rechtes nicht für den Abschluss von Vereinbarungen über die grenz​überschreitende Flugrettung zuständig, soll bei den Zentralregierungen darauf hingewirkt werden, dass die dafür notwendigen rechtlichen Rah​menbedingungen durch die Anpassung des innerstaatlichen Rechtes oder durch den Abschluss von Staatsverträgen geschaffen werden.

Die Konferenz der Regierungschefs fasst folgenden

BESCHLUSS:

1.
Die Bemühungen der ARGE ALP zur Förderung der grenzüberschreitenden Flugrettung mittels ziviler Luftfahrzeuge werden im Sinn der Erwägungen verstärkt.

2.
Mit den notwendigen Abklärungen und den Vorbereitungen für weitere Abkommen zur grenzüberschreitenden Flugrettung wird eine Expertengruppe beauftragt.

3.
Der Leitungsausschuss setzt die Expertengruppe zusammen. Die ARGE ALP-Mit-gliedsländer werden eingeladen, zu Handen des Leitungsausschusses Fachleute für die Expertengruppe zu nominieren.

4.
Die ARGE ALP-Mitglieder wirken bei ihren Zentralregierungen darauf hin, dass die notwendigen rechtlichen Rahmenbedingungen für die grenzüberschreitende Flugrettung durch die Anpassung innerstaatlichen Rechts oder durch den Abschluss von Staatsverträgen geschaffen werden.

